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Unter dem Titel „Uran-Um-
welt-Unbehagen“ fand am 14.
Oktober 2004 in Braun-
schweig am Institut für Pflan-
zenernährung und Boden-
kunde der Bundesforschungs-
anstalt für Landwirtschaft
(FAL) ein ganztägiges
Statusseminar statt. Dabei
handelt es sich um eine
Einrichtung des Bundesmini-
steriums für Verbraucher-
schutz, Ernährung und Land-
wirtschaft (BMVEL) Das
Team um Institutsleiter Prof.
Ewald Schnug forscht seit
Jahren unter anderem zu Quel-
len, Pfaden und Risiken von
Uran in der Umwelt. Wie er
einleitend bemerkte, gehöre
Bodenschutz zu ihrem sat-
zungsgemäßen „Kernge-
schäft“,ebenso wie eine auf
Verbraucherschutz zielende
Forschung. Durchgeführt wur-
de die Veranstaltung gemein-
sam mit dem „World Depleted
Uranium Center“ (WODUC),
einer wissenschaftlichen, re-
gierungsunabhängigen Orga-
nisation mit Sitz in Berlin, die
eine Beendigung des Einsat-
zes von abgereichertem Uran
(depleted uranium) fordert.

Der Einladung nach Braun-
schweig folgten circa 50 Teil-
nehmerInnen, unter ihnen
Vertreter der Bundesministe-
rien, WissenschaftlerInnen der
Eidgenössischen Technischen
Hochschule Zürich, dem For-
schungszentrum Rossendorf,
den Universitäten Berlin,
Braunschweig, Dresden, Duis-
burg, Jena, dem Umweltbun-
desamt, der Eidgenössischen
Anstalt für Wasserversorgung,
Abwasserreinigung und Ge-
wässerschutz, sowie Vertreter
des TÜV Hannover, der Wis-
mut AG und Rheinmetall.

Trotz Einladung nicht vertre-
ten waren das Bundesinstitut
für Risikobewertung (BfR)
und der Verein Deutscher Mi-
neralwässer (VDM). Auch das
Bundesamt für Strahlenschutz
(BfS) schickte niemanden.

Uran ist das schwerste natür-
lich vorkommende chemische
Element und besonders als ra-
dioaktiver Alphastrahler und
giftiges Schwermetall eine
Gefahr für Mensch und Um-
welt. Gerade dieses doppelte
Gefährdungspotential wird
nach Auffassung von Prof.
Schnug bislang verkannt. Das
bestätigte auch Professor Bro-
der J. Merkel, zuständig für
Umwelt- und Hydrogeologie
an der TU Bergakademie
Freiberg, und merkte an: „Wir
wissen zu wenig über die
Wechselwirkung von chemi-
scher Toxizität und Radioto-
xizität, vor allem darüber, in-
wieweit sie sich verstärken
und ergänzen.“ Natürliches
Uran setzt sich zusammen aus
mehr als 99 Prozent Uran-238,
weniger als 1 Prozent Uran-
235 und einem kleinen Pro-
zentanteil an Uran-234. Uran-
238 hat eine deutlich höhere
Halbwertszeit als die beiden
anderen Isotope, das heißt die
Anzahl der Zerfälle ist gerin-
ger als bei Uran-235 und
Uran-234, doch jeder Alpha-
Zerfall hat ein besonders ho-
hes biologisches Störpotential.
Das bedeutet, so Prof. Merkel,
daß angereichertes Uran (für
atomare Waffen und
Kernenergie), das mehr U-235
enthält, in größerem Maße ra-
diotoxisch ist als abgerei-
chertes Uran, das kaum noch
U-235 enthält. Angereichertes
Uran stellt somit ein hohes
radioaktives Risiko dar, vor

allem dann, wenn es inkorpo-
riert wird. Beim Natururan
und beim abgereicherten Uran
sei letztlich die Chemotoxizi-
tät im Vordergrund zu sehen,
die vom jeweiligen Radionu-
klid unabhängig ist.

Als natürliches Element
kommt Uran in allen Lebens-
bereichen und in sehr unter-
schiedlichen Konzentrationen
und Zerfallsstadien vor. Es
stellt eine Grundbelastung des
Lebens dar, die dort, wo es
machbar ist, minimiert werden
muß. Uran reichert sich be-
vorzugt in Knochen an, und
kann verschiedene Krankhei-
ten, angefangen von Funkti-
onsstörungen der Nieren, der
Lunge, der Leber bis hin zu
Krebs und Erbgutveränderun-
gen auslösen. Die Wahr-
scheinlichkeit solcher fatalen
Wirkungen auf die Gesundheit
ist abhängig von dem aufge-
nommenen Urangehalt in Le-
bensmitteln und Trinkwäs-
sern, aber auch von der Inha-
lation des ausgasenden Ra-
dons und den radioaktiven
Zerfallsprodukten, die als
Strahlung inkorporiert zu
Knochenkrebs und Genschä-
den führen können. Prof. Al-
brecht Schott, Naturwissen-
schaftler mit dem Arbeitsge-
biet Grundlagenmedizin, zu-
gleich Gründer und Leiter von
WODUC berichtete über
Chromosomen-Aberrations-
Analysen an 19 Kriegsopfern
aus den Balkan- und
Golfkriegen, bei denen Gen-
schäden durch abgereichertes
Uran nachgewiesen werden
konnten.

Die FAL Wissenschaftlerin-
nen Dr. Sylvia Kratz und Dr.
Susanne Schroetter et al.
stellten neue Forschungser-
gebnisse zu dem Boden-
Pflanze-Transfer von Uran
vor. Ist Uran einmal in den
Boden gelangt, sei es durch
Verlagerung aus Industrieflä-
chen, mit Düngemitteln oder
infolge des Einsatzes uranhal-
tiger Munition, unterliegt es
durch Verwitterungsprozesse
und den direkten Kontakt mit
mineralischen und organi-
schen Bodenbestandteilen,

Bodenwasser, Mikroorganis-
men und Pflanzenwurzeln ver-
schiedenen chemischen Zer-
setzungs- und Umwandlungs-
prozessen. Seit Juni 2000 füh-
ren die Wissenschaftlerinnen
Gefäß-Versuche durch, um
den Einfluß von Bodeneigen-
schaften und Nährstoffversor-
gung auf die Uranaufnahme
landwirtschaftlicher Nutz-
pflanzen aus uranverseuchten
Bodensubstraten zu untersu-
chen. Die bisherigen Ergeb-
nisse der Versuche zeigen,
daß Uran in kontaminierten
Böden pflanzenverfügbar ist.
Das bedeutet, Uran aus dem
Boden verteilt sich über die
Wurzeln in die Stengel und
Blätter, wird von der Pflanze
gespeichert und gelangt so in
die Nahrungskette. Wobei die
Untersuchungen auch gezeigt
haben, daß der Transfer von
Uran aus dem Boden in die
Pflanze mit abnehmender Bo-
denfruchtbarkeit zunimmt.

Das konnte auch Prof. Erika
Kothe vom Institut für Mikro-
biologie an der Friedrich-
Schiller-Universität in Jena
bestätigen. Sie ist dort zustän-
dig für Mikrobielle Phytho-
pathologie. Die Schwerme-
talltoxizität in der Wismutre-
gion, berichtete Prof. Kothe,
liege heute bei den freigege-
benen Flächen vergleichbar
hoch wie im Braunkohleberg-
bau in der Lausitz. Auch dort
sei sie ein großes Problem.
Prof. Kothe führte aus, daß
der Urangehalt in den meisten
Fällen nicht mehr das Problem
sei, sondern die Schwerme-
talle, die mit dem Uran verge-
sellschaftet vorlagen. Eines
davon sei Nickel, wahrschein-
lich auch das Element, das der
Wismut am meisten Sorgen
mache, weil es den Grenz-
werten für den Wasserschutz
sehr nahe komme. Die Wis-
senschaftlerInnen aus Jena
wollen herausfinden, wie der
giftige Austrag im Wasserpfad
minimiert und die Pflanzen-
extraktion verbessert werden
kann. Die dazu erforderlichen
Pflanzenversuche werden auf
einem für 10 Jahre gepachte-
ten und freigegebenen, ehe-

Verbraucherschutz / Strahlenschutz

Die Schwermetallbelastung durch
Uran wurde bisher unterschätzt

Bundesbehörden diskutieren Grenzwert für Urangift
im Trinkwasser – Deklaration des Urangehaltes auf
Mineralwasserflaschen gefordert

Tagungsbericht von Inge Lindemann



4  Strahlentelex Nr. 430-431 / 2004

maligen Wismut-Haldenge-
lände durchgeführt. Erste Er-
gebnisse zeigen, daß das Aus-
bringen von Mutterboden und
Kompost das Pflanzenwachs-
tum deutlich verbessert, und
die gezielte Bepflanzung
kontaminierter Flächen die
Bodenmikrobiologie wieder
fördert. Die Böden weisen
nach dem Abtragen des Hal-
denmaterials kaum eine Be-
siedelung mit Mikroorganis-
men auf. Die Forscher aus
Jena hoffen auf neue Bepflan-
zungsstrategien, um die
Schwermetalle im Boden fest-
zulegen, so daß sie nicht mehr
ins Wasser gelangen können.
Doch mit Empfehlungen für
die betroffenen Kommunen ist
vielleicht in zehn Jahren zu
rechnen. Da fehle noch viel
Grundlagenforschung, meinte
Prof. Kothe.

Unterdessen schreiten die Ar-
beiten der Wismutsanierung
zügig voran, denn für die
Bundesgartenschau in Gera
und Ronneburg im Jahr 2007
soll die Vision des ehemaligen
Bundesumweltministers Klaus
Töpfer in Erfüllung gehen, auf
strahlenden, verseuchten und
toten Böden wieder blühende
Wiesen entstehen zu lassen.
Die „Rekultivierung“ der
Wismut-Region in Thüringen
und Sachsen gilt als größtes
und teuerstes Umweltprojekt
Deutschlands.

Am Rande des Urantages
wurde vorsichtige Kritik an
der Sanierung der Wismut in
der Region laut: Es würden zu
schnell Fakten geschaffen,
ohne wirklich tragbare techni-
sche Lösungen für die Altla-
stenbewältigung zu bieten,
und bei vielen Baumaßnah-
men würde das externe Con-
trolling fehlen.

Prof. Gert Bernhard, Direktor
des Instituts für Radiochemie
am Forschungszentrum Ros-
sendorf, wies darauf hin, daß
für die Toxizität wie auch die
Mobilisierung und Immobili-
sierung des Urans, nicht nur
der Gehalt, sondern auch die
Spezifikationen abhängig von
dem pH-Wert, dem Sauer-

stoffgehalt, der Ionenstärke,
den Mikroorganismen ... maß-
gebend sind. Die Spezifika-
tionen beschreiben also den
chemischen Zustand des Ele-
mentes bei definierten physi-
kalisch-chemischen Bedin-
gungen. Die Gehalte von Uran
in Böden und Wässern, wie
auch in biologischen Syste-
men schwanken lokal um
Größenordnungen, so Prof.
Bernhard. In Rossendorf geht
man der Frage nach, wie Uran
gezielt aus belasteten Wässern
entfernt werden kann. Die
Wissenschaftler machen sich
dabei den natürlichen Schutz-
mechanismus eines Bakteri-
ums zur Bindung von Schwer-
metallen zu Nutze. Noch
scheint der Weg zur Anwen-
dungsreife weit.

Somit erwiesen sich in der
wissenschaftlichen Auseinan-
dersetzung mit dem komple-
xen Uranthema in Braun-
schweig zwei Forschungsbe-
reiche als essentiell:
1. Die Suche nach wissen-
schaftlich tragfähigen Lösun-
gen für die Sanierung uranbe-
lasteter Böden und
2. eine technische Lösungs-
strategie für die Entfernung
von Uran aus Trinkwässern
und Abwässern.

Offene Kontroversen gab es
bei dem Thema Trinkwässer:
Die Forscher der FAL fordern
konsequent nicht nur Messun-
gen des Urangehaltes in
Trinkwasser und Mineral- und
Tafelwässern, sondern auch
eine Deklarierung des radio-
aktiven Schwermetalls Uran
auf den Etiketten der zum
Kauf angebotenen Wasserfla-
schen. Untersuchungen an der
FAL haben gezeigt, daß die
Uranaufnahme aus festen
Nahrungsmitteln weitgehend
konstant ist und vom Ver-
braucher wenig beeinflußt
werden kann, wohingegen die
tägliche Uranaufnahme bei
Trinkwässern durch Verzehr-
gewohnheiten und Vermei-
dung von Mineral- und Ta-
felwässern mit höherem Uran-
gehalt empfindlich gesteuert
werden kann. Urangehalte in
Trinkwässern weisen aufgrund

unterschiedlicher geologischer
und geohydrologischer Vor-
aussetzungen eine hohe Band-
breite auf (http://www.mineral
waters.org). Die Aufnahme
des giftigen Urans muß im
Interesse des Gesundheits-
schutzes beschränkt werden,
so die Forderung der Wissen-
schaftlerInnen.

Behördlicherseits wird nach
Aussage von Dr. Wolfgang
Krüger, im Referat Trinkwas-
serqualität des Bundesministe-
riums für Gesundheit zustän-
dig für den Kontakt mit den
Landesbehörden, über die
Festsetzung eines Grenzwertes
für Uran im Trinkwasser
nachgedacht. Man habe Uran-
belastung als beachtenswertes
Problem erkannt, und wolle
bei der nächsten Novellierung
der EG Trinkwasserverord-
nung einen Urangrenzwert
fordern. Schließlich könne
sich der Verbraucher das
Wasser, das aus seinem Hahn
fließt, nicht wie beim Mine-
ralwasser, aussuchen. Prof.
Herrmann H. Dieter, Fachge-
bietsleiter im Umweltbundes-
amt und zuständig für die To-
xikologie des Trink- und Ba-
dewassers hält Grenzwerte
dort für sinnvoll, wo eine
Vermeidbarkeit nicht gegeben
ist. Dies sei bei geogener Be-
lastung so lange der Fall, wie
es keine Möglichkeit gebe,
das Uran aus dem Wasser zu
entfernen. Wo man vermeiden
könne, unterhalb von gesund-
heitlich begründbaren und
technisch einhaltbaren Kon-
zentrationen, brauche man
keinen Grenzwert; das sei ein
Regulierungsprinzip der
Trinkwasserverordnung. In
Kriegsgebieten wie beispiels-
weise im Irak sähe das aller-
dings anders aus. Hier könne
es bei der Bevölkerung durch
den Einsatz von gehärteter
Uranmunition zu einer erheb-
lichen Überschreitung der „le-
benslang gesundheitlich duld-
baren Uranbelastung in Höhe
von 10 bis 20 Mikrogramm
pro Tag und Person“ kommen,
so Prof. Dieter.

Ein klarer Verfechter für die
Festsetzung eines Grenzwertes

in der deutschen Trinkwasser-
verordnung ist Prof. Merkel:
„Uran ist von der chemischen
Toxizität sicher mit Elemen-
ten wie Blei und Arsen ver-
gleichbar. Für Blei wurde der
Grenzwert erst jüngst in der
deutschen Trinkwasserverord-
nung von 2001, die 2003 in
Kraft trat, berücksichtigt, und
von ehemals 40 auf 10 Mikro-
gramm pro Liter abgesenkt.
Der gleiche Wert gilt für Ar-
sen.“ Er spricht sich auch für
die Kennzeichnung des Uran-
gehaltes auf den Etiketten der
Mineral- und Tafelwässer aus,
denn: „Der Bürger soll die
Möglichkeit haben, sich über
alle Inhaltsstoffe zu informie-
ren... Er muß zum Beispiel
auch wissen, daß er ein gewis-
ses Risiko eingeht, wenn er
Mineralwasser aus Plastikfla-
schen trinkt, weil diese, wenn
auch nur in geringen Spuren,
endokrine Disruptoren, also
hormonähnliche Substanzen
an das Mineralwasser abgeben
können. Inwieweit sich hier
Effekte addieren können, zum
Beispiel endokrine Disrupto-
ren und erhöhte Metallgehalte
durch Uran, Radium, Arsen...,
ist sicher eine ganz spannende
Frage.“

Die Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO) hat trotz unklarer
Berechnungsgrundlagen einen
Richtwert für den Urangehalt
in Trinkwasser von 2 Mikro-
gramm pro Liter im Jahr 1998
auf 15 Mikrogramm pro Liter
im Jahr 2004 erhöht. Für Mi-
neral-, Tafel- und Leitungs-
wasser in Deutschland ist al-
lerdings aufgrund des gestie-
genen Konsums ein Grenz-
wert kleiner 15 Mikrogramm
Uran pro Liter in der Diskus-
sion. In Abhängigkeit vom
Ursprung der Wässer würde
dies, laut Herstellerangaben,
allerdings von einem Teil der
Wässer überschritten.1 Eine
Belastung von 10 Mikro-
gramm pro Liter Uran im
Trinkwasser bewertet Prof.
Schnug als viel zu hoch.

Der Titel des 1. Statussemi-
nars in Braunschweig war
treffend gewählt. Es bleibt zu
hoffen, daß sich das Unbeha-

http://www.mineral
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gen beim Uranthema in den
Köpfen der politisch Verant-
wortlichen fortpflanzt und zü-
gige Entscheidungsfindung im
Interesse des Gesundheits-
schutzes der Bevölkerung zu
Tage fördert. Gerade weil
Uranbelastung in der Umwelt
in den komplexen Wirkme-
chanismen noch zu wenig ver-
standen wird, kommt es zu ei-
ner Unterschätzung des Schä-
digungspotentials. „Natürlich“

Regelungen zur Begrenzung
der Strahlenbelastung durch
Radon am Arbeitsplatz enthält
die geltende Strahlenschutz-
verordnung. Es sei notwendig
und konsequent, nun auch die
Radonbelastung in Wohnun-
gen zu begrenzen, heißt es im
Bundesumweltministerium
(BMU), nachdem die deutsche
Strahlenschutzkommission
(SSK) im Juni 2004 nach Fer-
tigstellung einer großen deut-
schen Studie (H.-E. Wich-
mann et al., GSF) festgestellt
hatte, daß ab einer Radonkon-
zentration von 150 Becquerel
pro Kubikmeter Wohnraum-
luft (Bq/m³) ein zusätzliches
Lungenkrebsrisiko statistisch
signifikant nachweisbar ist.
Strahlentelex hatte bereits be-
richtet. Demnach steigt die
Lungenkrebsrate um jeweils
10 Prozent, wenn sich die Ra-
donkonzentration in der
Wohnraumluft um 100 Bq/m³
erhöht und sie verdoppelt sich
bei 1.000 Bq/m³. Weit über 1
Million Personen lebten in
Deutschland bei Raumluft-
konzentrationen in Häusern
oberhalb von 150 Bq/m³, heißt
es im BMU, und insgesamt
müsse für die betroffene Be-

völkerung mit einer relativen
Erhöhung des Lungenkrebsri-
sikos um fast 20 Prozent ge-
rechnet werden.

Zu der geplanten Gesetzge-
bung durch den Bund gibt es
derzeit Konsultationen mit
den Bundesländern, die eine
entsprechende Arbeitsgruppe
eingerichtet haben. Dort stößt
ein Radonschutzgesetz jedoch
auf Vorbehalte. In scharfer
Form hat Sachsens Umwelt-
und Landwirtschaftsminister
Steffen Flath den Entwurf des
Radonschutzgesetzes aus dem
Bundesumweltministerium
zurückgewiesen. Wer Heilbä-
der und Kurorte als Radon-
verdachtsgebiete stigmatisiere,
habe den Blick für das
umwelt- und gesundheitspoli-
tisch Notwendige und Mach-
bare verloren, meinte Flath ei-
ner Erklärung der sächsischen
Staatskanzlei vom 4. Novem-
ber 2004 zufolge. „Da können
wir doch gleich auch Ferien-
orte als Sonnenverdachtsge-
biete ausweisen, um auf die
Gefahr von Hautkrebs auf-
merksam zu machen“, sagte
Flath in Dresden anläßlich der
Umweltministerkonferenz im

hessischen Niedernhausen.
Ebenso wie bei der Bekäm-
pfung von Hautkrebs, verur-
sacht durch Sonneneinstrah-
lung, solle die Politik auch
beim Radon-Problem auf Ei-
genverantwortlichkeit und
Aufklärung der Bürger setzen.
Eine gesetzliche Regelung sei
überflüssig und kontrapro-
duktiv.

Wenn das Radon-Gesetz in
der bisher vorgelegten Form
komme, bedeute das den Nie-
dergang der betroffenen Re-
gionen, so Flath weiter. Kaum
jemand dürfte ein Interesse
daran haben, in Radongebie-
ten zu leben, zu arbeiten, ge-
schweige denn sich wirt-
schaftlich anzusiedeln. Der
geforderte Sanierungsaufwand
bei einem Grenzwert von 100
Becquerel pro Kubikmeter
Raumluft sei viel zu hoch und
in Sachsen in vielen Fällen
auch nicht realisierbar. Flath
bezifferte die Sanierungsko-
sten allein für Sachsen auf bis
zu 800 Millionen Euro. Das
Geld müßten hundertausende
Hausbesitzer für Schutzmaß-
nahmen aufbringen, meint er.
Von den Regelungen des
Bundesumweltministeriums
wären etwa drei Viertel der
Fläche des Freistaates betrof-
fen, darunter auch „Kurorte
und Heilbäder wie etwa Bad
Schlema, Bad Brambach und
Bad Elster“, beklagt Flath.

Nach Berechnungen der baye-
rischen Staatsregierung muß
bundesweit mit Sanierungsko-
sten in Höhe von mindestens 8
Milliarden Euro gerechnet
werden, heißt es. Vermutlich
seien in Deutschland mehrere
Millionen Wohnungen betrof-
fen, Vermietern drohten Pro-
zesse und ungeklärte Kosten.
Allerdings habe eine Untersu-
chung des bayerischen Um-
weltministeriums in 1.500
Haushalten, bei der in einem
Drittel aller Wohnungen die
Grenze von 100 Bq/m³ über-
schritten wurde, gezeigt, daß
die Werte durch gutes Lüften
auf ein Viertel gesenkt werden
konnten.

Radon ist ein in vielen Regio-
nen Deutschlands natürlich

vorkommendes, radioaktives
Edelgas aus der Uran-Zerfalls-
reihe. Die Radonbelastung
liegt im Bundesdurchschnitt
bei etwa 50 Becquerel pro
Kubikmeter Raumluft, in
Sachsen bei 80 Bq/m³. In
Sachsen und Thüringen befin-
den sich die früheren Uran-
lagerstätten, die von der Sow-
jetisch-Deutschen Aktienge-
sellschaft (SDAG) Wismut
ausgebeutet wurden. Mit dem
geplanten Gesetz sollen laut
BMU Häuser identifiziert
werden, die durch Radon stark
belastet sind und Standards
für ihre Sanierung gesetzt
werden. Festlegungen zu
Grenzwerten seien derzeit
zwar noch nicht getroffen, das
BMU halte aus Gründen der
Vorsorge und des Gesund-
heitsschutzes jedoch einen
Zielwert von 100 Bq/m³ für
sinnvoll und in der Regel auch
für technisch realisierbar,
heißt es. Die Sanierungszeit-
räume richten sich nach der
Höhe der Belastung. Sie sol-
len bei 1.000 Bq/m³ zum Bei-
spiel 3 Jahre betragen, unter-
halb 400 Bq/m³ zehn Jahre.
Für Neubauten schlägt das
BMU vor, daß durch entspre-
chende bautechnische Maß-
nahmen Radonbelastungen
von über 100 Bq/m³ vermie-
den werden. Bei der Errich-
tung eines Einfamilienhauses
rechnet das BMU mit zusätz-
lichen Kosten für Radon-
schutzmaßnahmen in Höhe
von etwa 20 Euro pro über-
bautem Quadratmeter Boden-
fläche. Bei Altbauten ließen
sich mit einem Gesamtbetrag
von rund 3.000 Euro in sehr
vielen Fällen bereits hervor-
ragende Sanierungsergebnisse
erzielen.

Radon mit seinen Zerfallspro-
dukten macht im Mittel etwa
30 Prozent der Strahlenbela-
stung der deutschen Bevölke-
rung aus und ist damit nach
der medizinischen die zweit-
größte Strahlenquelle. Circa 7
Prozent der Lungenkrebser-
krankungen in Deutschland
werden dem Radongas und
seinen kurzlebigen, ebenfalls
radioaktiven Folgeprodukten

ist nicht gleich gesund. Auch
hier drängt sich die Frage auf:
Ab welchem Grad von Evi-
denz muß politisches Han-
deln folgen?

1. Dr. Christine Bohnet: Uran aus
Wasser filtern, idw 27.09.2004,
http://idw-online.de/pages/de/new
s?print=1&id=86217
Die Vorträge des Uranseminars
sind unter http://www.pb.fal.de
abrufbar. l
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Die Strahlenbelastung durch
Radon soll auch in
Wohnungen begrenzt werden
Das Bundesumweltministerium arbeitet an einem Ge-
setzentwurf zur bundeseinheitlichen Regelung der
Radonproblematik in Gebäuden. In den Bundeslän-
dern stößt ein Radonschutzgesetz jedoch auf Vorbe-
halte.
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